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(Nr. 11862.) Geſetz über weitere Beihilfen zu Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden und 


Gemeindeverbände ſowie zur Verbilligung von Lebensmitteln. Vom 13. No⸗ 
vember 1919. 


De verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


§. 1. 

Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag bis zu 550 Millionen Mark 
zur Verfügung geſtellt, um Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Erleichterung 
ihrer Ausgaben für Kriegswohlfahrtszwecke ſowie zur Verbilligung von Lebens⸗ 
mitteln Beihilfen zu gewähren. f 

i 92. ir 

c) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach 981 
erforderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. i 

2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzan⸗ 
weiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Jälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 

Staatsſchulden mittels Unterfchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen fo- 
wie im Auslande zahlbar geſtellt werden. i 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 
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() Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchrei⸗ 
bungen in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung 
fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt find, hat die Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage 
vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der Umlaufzeit der 
neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkt beginnen, mit dem die Ver⸗ 
zinſung oder Umlaufzeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Um- 
laufzeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(3) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Geſetzſamml. S. 1197 des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes 
vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung, GGeſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


* i 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter des Innern und dem 
Finanzminiſter ob. 
Berlin, den 13. November 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Braun. Haeniſch. Südekum. 
Heine. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11863.) Geſetz über weitere Beihilfen zu Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden und 
Gemeindeverbände ſowie zur Verbilligung von Lebensmitteln und zur Unter 
ſtützung öffentlicher Notſtandsarbeiten. Vom 13. November 1919. 


7 verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


981 


Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag bis zu 215 Millionen Mark | 


zur Verfügung geſtellt, um Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Erleichterung 


— MI 


ihrer Ausgaben für Kriegswohlfahrtszwecke ſowie zur Verbilligung von Lebens⸗ 
mitteln Beihilfen zu gewähren und um öffentliche Notſtandsarbeiten zu unterſtützen. 


8 2. l 
c) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 
erforderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 


(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzan⸗ 
weiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Anterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 


6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen fo- 
wie im Auslande zahlbar geſtellt werden. . 


() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben 
werden. 


6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 


() Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vier⸗ 
zehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der 
Umlaufzeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkt beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufzeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder 
Wechſel aufhört. 5 


(e) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Um⸗ 
laufzeit ſowie zu welchem Kurſe die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 


6) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vor- 
ſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes 
vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, (Gefegfanml. S. 155) anzuwenden. 
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’ Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter des Innern und dem 
Finanzminiſter und, ſoweit die Beihilfen zur Unterſtützung öffentlicher Notſtands⸗ 
arbeiten verwendet werden, dem für dieſe zuſtändigen Miniſter und dem Finanz 


miniſter ob. ; 
Berlin, den 13. November 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Braun. Haeniſch. Südekum. 
Heine. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11864.) Geſetz, betreffend die einſtweilige Regelung der Staatshaushaltsausgaben für 
das Rechnungsjahr 1920. Vom 31. März 1920. : 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat heute das folgende 
Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 1 55 


981. 5 
Bis zur geſetzlichen Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für das Rech⸗ 
nungsjahr 1920 und des Haushalts der Verwaltungseinnahmen und ausgaben 
der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe für das Rechnungsjahr 1920 wird die 
Preußiſche Staatsregierung ermächtigt, für die Monate April, Mai und Juni 1920 
alle Ausgaben zu leiſten, die zur Erhaltung geſetzlich beſtehender Einrichtungen 
oder zur Durchführung geſetzlich beſchloſſener Maßnahmen erforderlich ſind, ferner 
die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Staates zu erfüllen und endlich 
Bauten und Beſchaffungen fortzusetzen, für die durch den Staatshaushalt eines 
Vorjahrs bereits Bewilligungen ſtattgefunden haben, ſowie unter den gleichen 

Vorausſetzungen Beihilfen zu Bauten und Beſchaffungen weiter zu gewähren. 


92. a 
i (1) Für das Rechnungsjahr 1920 können zur vorübergehenden Verſtärkung 
der Betriebsmittel der Generalſtaatskaſſe nach Anordnung des Finanzminiſters bis 
auf Höhe von fünf Milliarden Mark Schatzanweiſungen oder Wechſel, die vor dem 
1. Januar 1922 verfallen müſſen, wiederholt ausgegeben werden. Auf die Schatz⸗ 
anweiſungen und Wechſel finden die Beſtimmungen des § 4 Abf. 1 und 2 und 


eg 


des § 6 des Geſetzes vom 28. September 1866 (Geſetzſamml. S. 607) mit der. 
Maßgabe Anwendung, daß die Wechſel mittels Unterſchrift zweier Mitglieder der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden ausgeſtellt werden. 

(2) Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wert⸗ 
verhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande 
zahlbar geſtellt werden. Die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes und der näheren 
Bedingungen für Zahlungen im Auslande bleibt dem Finanzminiſter überlaſſen. 

(3) Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt, find, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit 
zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Umlaufzeit der neuen Schuld- 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung oder 
Umlaufzeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 


s 83 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Befriedigung unabweisbarer, durch 
die Nachwirkungen des Krieges und durch die Ausführung des Friedensvertrags 
hervorgerufener Bedürfniſſe nötigenfalls Garantien zu Laſten des Staates zu 
übernehmen. 
SA. 


Der Finanzminifter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


85. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 31. März 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Oeſer. Lüdemann. 


(Nr. 11865.) Verordnung über die Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der 
Offiziere, Oberwachtmeiſter und Gendarmen der Landgendarmerie. Vom 
3. März 1920. 
A 
uf Grund des § 17 des Geſetzes vom 26. Juli 1910, betreffend die Reiſe⸗ 
koſten der Staatsbeamten, (Geſetzſamml. S. 150 ff.) und des Artikel III des Ge- 
ſetzes über die Erhöhung der Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Staats⸗ 
beamten vom 9. Auguſt 1918 Geſetzſamml. S. 143) verordnet die Staatsregierung, 
was folgt: 


e ee 


Artikel J. 


Bei Dienſtreiſen, die vor dem 1. Oktober 1919 angetreten worden find, 
erhalten die Offiziere, Oberwachtmeiſter und Gendarmen der Pandgendarmerie an 
Fahrkoſten für die während der Zeit vom 1. April bis zum 30. September 1919 
einſchließlich zurückgelegten Eiſenbahn⸗ oder Schiffsfahrten an Stelle der im 82 
Abſ. 1 Nr. 1 und Abf. 3 der Verordnung vom 9. Auguſt 1913 (Geſetzſamml. 
S. 372) in der Faſſung der Verordnung vom 3. November 1918 Geſetzſamml. 
S. 195) vorgeſehenen Fahrkoſtenſätze 


im ‚solle des § 2 Abſ. 1 Nr. 1a Halbſatz 5 SR 20 Pfennig, 
Halbſatz 2 10 » 
„Nr. Ib Halbſatz !! 363 1 
Halb faz 2 3, Aae 
r 7 » 
im Jaſlendes 2 Abf Br: d err ge eigen 3 


Artikel II. 


Bei Dienſtreiſen, die nach dem 30. September 1919 angetreten werden, 
erhalten die Offiziere, Oberwachtmeiſter und Gendarmen der Landgendarmerie an 
Fahrkoſten für die nach dieſem Zeitpunkt zurückgelegten Eiſenbahn⸗ oder Schiffs⸗ 
fahrten an Stelle der im § 2 Abſ. 1 Nr. 1 und Abſ. 3 a. a. O. vorgeſehenen 
Fahrkoſtenſätze 


im Falle des § 2 Abſ. 1 Nr. 1a Halbſatz ........ 30 Pfennig, 
; Halbſatz 2 15 ae, 
u, Ib, ae! 15 
Halbſatz „ 10,5 » 
DR NEE u ae ‚10,5 » 
im Falle des § 2 Abf. Bine man. 10% „ 


Das gleiche gilt bei Dienſtreiſen, die vor dem 1. Oktober 1919 ellen 
worden ſind, für Eiſenbahn⸗ oder See die an dieſem Tage oder ſpäter 
zurückgelegt werden. 


Berlin, den 3. März 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Braun. Haeniſch. Südekum. 
Heine. Oeſer. Stegerwald. 


Me 


D 
„ 1806) Verordnung, betreffend Anderungen des Statuts der Spar- und Leihkaſſe für 
a RE die Hohenzollernſchen Lande vom 10. Auguſt 1888. Vom 5. März 1920. 


Au Grund des § 57 Abf. 1 des Statuts der Spar- und Leihkaſſe für die 
Hohenzollernſchen Lande vom 10. Auguſt 1888 werden die vorgelegten, nach 
dem Beſchluſſe des Kommunallandtags der Hohenzollernſchen Lande vom 18. No⸗ 
vember 1919 aufgeſtellten Anderungen des genannten Statuts hierdurch genehmigt. 


Berlin, den 5. März 1920. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung. 
Braun. Südekum. Heine. am Zehnhoff. 


(Nr. 11867.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei dem Ausbau der Hoch- und Niederſpannungsnetze 
der Brandenburgiſchen Kreiselektrizitätswerke. Vom 2. März 1920. 


Nachdem den Brandenburgiſchen Kreiselektrizitätswerken, Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung, in Spandau durch Königlichen Erlaß vom 20. Dezember 1913 
beziehungsweiſe durch Erlaß des Staatsminiſteriums vom 14. November 1916 das 
Recht der Enteignung von Grundeigentum zur Ausführung von Anlagen für die Leitung 
und Verteilung des elektriſchen Stromes innerhalb der Kreiſe Oſthavelland, MWeft- 
havelland, Ruppin, Oſtprignitz und Zauch⸗Belzig verliehen worden iſt, wird auf 
Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungsverfahren, 
vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der Verordnungen 
vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und 15. Auguſt 1918 (eſetz⸗ 
ſamml. S. 144) beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den 
Vorſchriften dieſer Verordnungen bei der Enteignung oder dauernden Beſchränkung 
von Grundeigentum zum Zwecke der Leitung und Verteilung des ellektriſchen 

Stromes in den vorgenannten Kreiſen Anwendung findet. f 


Berlin, den 2. März 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Braun. Haeniſch. Südekum. 
Heine. Oeſer. Stegerwald. 


we OR 


| (Nr. 11868.) Erlaß des Minifters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tris fi 

die Gebühren der Kreisärzte ſowie des Tarifs für die Gebühren der 
Chemiker 1920 e und medizinalpolizeiliche Verrichtungen. Vom 
11. März 1 


Auf Grund des § 8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medi⸗ 
zinalbeamten, vom 14. Juli 1909 Geſetzſamml. S. 625) werden im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter die Sätze des Tarifs 
für die Gebühren der Kreisärzte ſowie des Tarifs für die Gebühren der Chemiker 
für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen (Anlagen 1 und II des 
Geſetzes) mit Wirkung vom 1. April 1920 ab durchweg um 100 vom Hundert 
erhöht. 
Berlin, den 11. Merz 1920. 


Der Minister für Volkswohlfahrt. 
ö Stegerwald. 
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